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Einleitung 

I. Einführung in die Problematik 

1. Die vielfältige Abtreibungsproblematik läßt sich von mehreren Standpunkten 
aus angehen. Eine Erörterung aus rechtlicher Sicht ist nicht nur legitim. Ihre Ergeb-
nisse beanspruchen zudem wegen der Allgemeinverbindlichkeit des Rechts Beach-
tung durch jedermann - nicht zuletzt durch die Ärzteschaft  -, was für andere Norm-
systeme, wie Moral und Ethik, nicht in derselben Weise zutrifft. 

In der Öffentlichkeit  ist die Diskussion "um den § 218" erneut entbrannt. Wer 
sich um eine rechtliche Argumentation bemüht, sieht sich schnell dem Vorwurf  aus-
gesetzt, er wolle "den Knüppel des Strafrechts  schwingen". Die Fixierung auf das 
Strafrecht  ist unter allen, die mit der Problematik des Schwangerschaftsabbruchs 
konfrontiert  werden (Politiker, Ärzte, Kirchenleute und Juristen), verbreitet. Die ge-
genüber dem einfachgesetzlichen Strafrecht  vorrangige Bedeutung des geschrie-
benen und ungeschriebenen Verfassungsrechts  unterschätzen oft selbst diejenigen, 
die es angesichts des umfangreichen einschlägigen Schrifttums der letzten Jahre ei-
gentlich besser wissen müßten. 

Die vorliegende Arbeit will erneut versuchen, die Aufmerksamkeit  auf die gegen-
über dem Strafrecht  höhere Beachtlichkeit des Verfassungsrechts  hinzulenken. 

2. Die "(Muster-)Berufsordnung  für die deutschen Ärzte"1 enthält alle wesent-
lichen Eckpunkte, an denen eine verfassungsrechtliche  Analyse der Funktion des 
Arztes im Abtreibungsstrafrecht  anzusetzen hat: 

- aus dem "Gelöbnis" ihrer Präambel: 
* "Ich werde mit allen meinen Kräften die Ehre und die edle Überlieferung 
des ärztlichen Berufes aufrechterhalten  (...)." 
* "Ich werde jedem Menschenleben von der Empfängnis an Ehrfurcht  ent-

1 Muster-Berufsordnung fur die deutschen Ärzte von 1976 in der geänderten Fassung von 
1988, DÄB1. 1988, 2547 ff. 
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gegenbringen und selbst unter Bedrohung meine ärztliche Kunst nicht in 
Widerspruch zu den Geboten der Menschlichkeit anwenden." 

§ 1 Abs. 2: "Aufgabe des Arztes ist es, das Leben zu erhalten (...)." 

§ 5: "Der Arzt ist grundsätzlich verpflichtet,  das ungeborene Leben zu 
erhalten. Der Schwangerschaftsabbruch  unterliegt den gesetzlichen 
Bestimmungen." 

Hiernach gründen Aufgaben und Pflichten, ja das Berufsethos des Arztes in ver-
schiedenartigen Normsystemen. Zur "edlen Überlieferung  des ärztlichen Berufes" 
gehört gewiß auch der Hippokratische Eid, formal und inhaltlich als Vorläufer  des 
"Gelöbnisses" deutlich erkennbar und erst jüngst noch als Grundlage einer speziel-
len Handlungsrichtlinie von der Bundesärztekammer bestätigt2. Damit ist das arzt-
ethische Normensystem angesprochen. Mit den "Geboten der Menschlichkeit" ge-
raten die allgemein-verbindliche Ethik und Moral in den Blick, nicht zuletzt der De-
kalog. Der Hinweis auf die "gesetzlichen Bestimmungen", denen der Schwanger-
schaftsabbruch unterliegt, gilt zwar in erster Linie der strafrechtlichen  Indikationen-
regelung von 19763, aber wohl nicht zuletzt auch dem Grundgesetz. 

Der Arzt, den das Strafgesetzbuch bislang als Straftäter  ausdrücklich nur beim 
Geheimnisverrat (§ 203 StGB) und bei der Fälschung bzw. beim unrichtigen Aus-
stellen von Gesundheitszeugnissen (§§ 277,278 StGB) benannte, erhält in der Indi-
kationenregelung eine Schlüsselrolle4; dies deutet schon seine elf-malige Erwähnung 
in den §§ 218 bis 219 d StGB an. Denn die ehedem kriminalisierte Vornahme der 
Abtreibung durch einen Arzt kann nunmehr die Straffreiheit  des Arztes und der 
Schwangeren bewirken. Jähnke führt  zutreffend  aus: "Im Mittelpunkt der Bestim-
mungen steht der Arzt."5 Auf den ersten Blick erscheint der Medziner im Geset-
zestext eher positiv als Helfer der Frau in Not, denn als Täter eines Delikts, das das 
Bundesverfassungsgericht  als "Tötungshandlung"6 bewertet. Neben der 21 mal er-
wähnten Frau oder Schwangeren, die die Abtreibung wünscht, wird dagegen das 
ungeborene Kind7 - immerhin der hauptbetroffene  Dritte und auch nach Vorgabe 

2 Vgl. Stellungnahme des Wissenschaftlichen Beirates der Bundesärztekammer zur pränatalen 
und perinatalen Schmerzempfindung, DÄB1. 1991, C-2301. 

3 §§ 218 ff.  Strafgesetzbuch - StGB - (RGBl. I, S. 25) eingeführt durch das 15. Strafrechtsän-
derungsgesetz - StÄG - vom 18.5.1976, BGBl. I, S. 1213 ff. 

* Vgl. Häußler,  in: Kaiser  (Hrsg.), a.a.O., Bd. 35/1, S. 43, 50. 
5 LK-Jähnke,  Rz. 13 vor § 218. 

6 BVerfGE 39, 1, 46. 
7 Die zutreffende  Bezeichnung des Feten oder Embryo als "ungeborenes Kind" hat eine lange 

Tradition. Sie wurde etwa schon im Preußischen Allgemeinen Landrecht von 1794 gewählt, wo es 
heißt: "Die allgemeinen Rechte der Menschheit gebühren auch den noch ungeborenen Kindern von 
der Zeit ihrer Empfängnis." ( I 1. 10). 
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der Reformer  primäres Schutzgut des Abtreibungsstrafrechts  8 - im Gesetzestext 
nicht als Schutzgut und nur einmal als eine von mehreren Voraussetzungen zur 
Straffreiheit  der Täter genannt (§ 218 a Abs. 2 Nr. 1 StGB). 

Die neuartige, geradezu umwälzende Einbindung des ärztlichen Berufsstandes in 
eine "gezielte Aktion des Gesetzgebers zur Erreichung eines bestimmten gesell-
schaftspolitisch erwünschten Ziels, der «Eindämmung der Abtreibungsseuche»"9, 
also als Beitrag zur Problemlösung konzipiert, führte eben dadurch zu Spannungen 
mehrfacher  Art: 

Ist die dem Arzt von Gesetzes wegen zugedachte Funktion vereinbar mit 
der "Ehre und edlen Überlieferung  des ärztlichen Berufes"? 
"den Geboten der Menschlichkeit"? 
dem Grundgesetz, der grundgesetzlichen Wertordnung und ungeschriebe-
nen "übergesetzlichen" verfassungsrechtlichen  Verboten, Geboten und 
Prinzipien, wie etwa dem ausnahmslosen Verbot der vorsätzlichen Tötung 
nicht-angreifender  Unschuldiger oder den Prinzipien der Güterabwägung 
und des schonendstens Interessenausgleichs? 

Dies gilt zum einen für die grundsätzliche Konzeption der §§ 218 ff.  StGB, deren 
Kernbereich in der Feststellung eines strafbefreienden  Indikationstatbestandes im 
Vorfeld der Tat zu sehen ist (§ 218 a StGB). Zum anderen ergeben auch die einzel-
nen Handlungsmöglichkeiten, die dem Arzt innerhalb dieser Vorschriften  offenste-
hen, Anlaß zu einer kritischen Analyse seiner Tätigkeit im Rahmen der §§ 218 ff. 
StGB. Neben der Vornahme der Abtreibung verdient dabei vor allem die ärztliche 
Qualifikation und Kompetenz zu der in §§ 218 a, 219 StGB vorgesehenen Feststel-
lung eines Indikationstatbestandes Aufmerksamkeit.  Nicht ohne Grund wird gerade 
die Einbeziehung des Arztes in die §§ 218 ff.  StGB als "der eigentliche Problem-
punkt der aktuellen Indikationenregelung"1 ο bezeichnet. 

Es ist zu erwarten, daß die gegenwärtige Indikationenregelung in absehbarer Zeit 
neu gefaßt werden wird. Der Vertrag über die Herstellung der Einheit Deutschlands 
- Einigungsvertrag - hat es dem gesamtdeutschen Gesetzgeber zur Aufgabe gemacht, 
"bis spätestens zum 31. Dezember 1992 eine Regelung zu treffen,  die den Schutz 
vorgeburtlichen Lebens und die verfassungskonforme  Bewältigung von Konfliktsi-
tuationen schwangerer Frauen (...) besser gewährleistet, als dies in beiden Teilen 
Deutschlands derzeit der Fall ist" (Art. 31 Abs. 4 S. 1 Einigungsvertrag). Aus die-

8 Vgl. die zahlreichen Angaben zur parlamentarischen Debatte (Indikationenregelung) bei 
Gante,  § 218, S. 179 ff. 

• BVerfGE 39, 1, 59. 
10 Kluth,  in: JVL-Schriftenreihe Nr. 4 (1987), S. 49, 52. 


